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Europa braucht Soziale Demokratie! 
Warum wollen wir eigentlich Europa? Können wir den Bürger*innen die Chancen 
einer gemeinsamen sozialen Politik, einer starken Sozialen Demokratie in Europa 
aufzeigen? Diese Fragen verfolgt die Friedrich-Ebert-Stiftung im Thema »Politik 
für Europa«. Wir wollen zeigen, dass die europäische Integration demokratisch, 
wirtschaftlich-sozial und außenpolitisch zuverlässig gestaltet werden kann.  
Und muss! 

Folgende Themenbereiche stehen dabei im Mittelpunkt: 

 – Demokratisches Europa 
 – Wirtschafts- und Sozialpolitik in Europa 
 – Außen- und Sicherheitspolitik in Europa  

In zahlreichen Veröffentlichungen und Veranstaltungen wird sich die Stiftung 
dem Thema kontinuierlich widmen: Wir setzen bei den Sorgen der Bürger*innen 
an, identifizieren mit Entscheidungsträger*innen Positionen und machen alterna-
tive Politikansätze transparent. Wir debattieren mit Ihnen über eine »Politik für 
Europa«! 

Weitere Informationen zum Thema erhalten Sie hier: 
www.fes.de/de/politik-fuer-europa

Friedrich-Ebert-Stiftung
Die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) wurde 1925 gegründet und ist die traditions-
reichste politische Stiftung Deutschlands. Dem Vermächtnis ihres Namensgebers 
ist sie bis heute verpflichtet und setzt sich für die Grundwerte der Sozialen Demo-
kratie ein: Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität. Ideell ist sie der Sozialdemokra-
tie und den freien Gewerkschaften verbunden. 

Die FES fördert die Soziale Demokratie vor allem durch:  

 – Politische Bildungsarbeit zur Stärkung der Zivilgesellschaft 
 – Politikberatung 
 – Internationale Zusammenarbeit mit Auslandsbüros in über 100 Ländern 
 – Begabtenförderung 
 – das kollektive Gedächtnis der Sozialen Demokratie mit u. a. Archiv und 

Bibliothek. 
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Europa braucht eine neue Industrie- und Wettbewerbspoli-
tik. Das haben uns die Nachwirkungen der Corona-Pande-
mie, der Krieg in der Ukraine und Inflationsraten, die es zu-
letzt in den 1970er-Jahren gab, deutlich vor Augen geführt. 
Einkommens- und Vermögensungleichheit wurden dadurch 
befeuert, Lebenshaltungskosten der Arbeitnehmer*innen 
sind in einem unerträglichen Ausmaß gestiegen, während 
Unternehmen enorme Zufallsgewinne einstreiften. 

Eine bisher immer noch stark auf fossile Energieträger aus-
gerichtete Energiepolitik schränkt die Entscheidungsfähig-
keit der EU auf geopolitischer Ebene zusätzlich ein und be-
lastet die europäische Wirtschaftslage. Angesichts dieser 
Entwicklungen fordern wir Gewerkschaften eine europäi-
sche Industriepolitik als Gegenwurf zum US-amerikanischen 
Inflation Reduction Act und zur chinesischen »neuen« Sei-
denstraßeninitiative. Dazu gehören verschiedene Zielerrei-
chungspfade, wie Kürzung und Rückholung der Lieferketten 
und von Produktionsstandorten, Rohstoffunabhängigkeit, 
Digitalisierung und nicht zuletzt Dekarbonisierung. Erste 
Ansätze dazu sind in der Green-Deal-Industriestrategie der 
EU-Kommission zu erkennen.

In diesem Kontext sehen wir uns mit der Aufgabe konfron-
tiert, diese Industriestrategie um die soziale Dimension zu 
erweitern. Im Zentrum der Gewerkschaftsarbeit steht daher 
die Forderung nach Beteiligung an sämtlichen Transformati-
onsprozessen. Wir werden keine Debatte führen, die erst 
die Umwelt retten will und sich danach um den sozialen 
Ausgleich kümmert.

Gewerkschaften verfügen über einen reichen Erfahrungs-
schatz, was ökonomische Strategien für eine sozial nachhal-
tige Wirtschaft betrifft. Voraussetzung für das Gelingen der 
sozial-ökologischen Transformation ist, dass alle mitgenom-
men werden. Deshalb fordern wir ein Mitentscheidungs-
recht bei der Frage, um welche Strategien es am Ende geht. 
Wir nehmen diese Verantwortung für die Krisenbewälti-
gung an, weil wir für eine gerechte Gesellschaft und sozia-
len Frieden stehen. Deshalb muss unsere ökonomische 

Kompetenz basierend auf den detaillierten Kenntnissen der 
Beschäftigten über die betrieblichen Abläufe als wertvoll 
anerkannt und genutzt werden. 

Das Kurzarbeitergeld zur Krisenbewältigung ist ein überzeu-
gendes Beispiel dafür. Dieses Instrument basiert auf unserer 
Idee. Es trägt enorm zur Beschäftigungssicherung in Europa 
bei und ist deshalb zu verstetigen. Als nächsten Schritt wol-
len wir Impulsgeber für die Neuaufstellung des Energie-
marktes sein. Denn mit ihm sind existenzielle Fragen der 
Standortsicherung für die europäische Industrie verbunden. 

Corona-Pandemie und der russische Angriffskrieg gegen 
die Ukraine haben das Gießkannenprinzip bei Subventionen 
salonfähig gemacht. Doch wie einfältig muss man sein, 
Staatsförderung nicht an Reinvestitionen, Mitbestimmung 
und Standort zu binden? Schon lange fordern Gewerkschaf-
ten, die wirtschaftlichen Steuerungsinstrumente wie Sub-
ventionen und öffentliche Vergabe an diese Konditionalitä-
ten als Basis für »Gute Arbeit« zu binden.

Diese Beispiele zeigen, dass Beschäftigte wissen, wie die 
Produktion nachhaltig und standortsicher gestaltet werden 
kann. Das ist ein unschätzbar wertvolles Alleinstellungs-
merkmal von Gewerkschaften. Daraus leitet sich die Forde-
rung nach mehr Mitbestimmung ab. Für nachhaltiges Wirt-
schaften ist Mitbestimmung mehr als eine Forderung: Sie ist 
eine Bedingung. Folglich ist Mitbestimmung Voraussetzung 
für das Gelingen der Transformation. Sie muss durch euro-
päische Regelungen stark gemacht werden. 

Wir brauchen Europa, aber Europa braucht auch uns. Wir 
müssen mehr über die Verfassung und Verfasstheit Europas 
reden und gleichzeitig die Vorteile Europas deutlicher be-
nennen. Eine moderne Verfassung Europas muss Zusam-
menarbeit sicherstellen und Blockaden beenden. Das ist mit 
Blick auf die Wirtschaft wichtig, nicht zuletzt um zu zeigen, 
dass unsere Gesellschaft lebenswerter und gerechter ist als 
die Zukunftsvision, die uns von Populist*innen und Auto-
krat*innen präsentiert wird.

VORWORT

Yasmin Fahimi
Vorsitzende des DGB

2FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – POLITIK FÜR EUROPA



Großmächte – allen voran China und die USA – verfolgen 
verstärkt das Ziel der strategischen Autonomie, verknüpft 
mit neuen Formen des Protektionismus und der Standortpo-
litik. Während das zentrale Thema im europäischen Diskurs 
aufgrund der gestiegenen Preise dabei oftmals die Unab-
hängigkeit von Russland im Energiesektor ist, drehen sich 
Chinas Bestrebungen besonders um die Unabhängigkeit 
von westlichen Ländern im Technologiesektor, unter ande-
rem im Bereich der Mikrochips (Kynge / Yu / Lewis 2022). 
Gemeinsam ist allen, dass die Globalisierung und die damit 
einhergehenden Interdependenzen zwischen den Ländern 
zunehmend kritisch gesehen werden – auch von Ländern, 
die sich in der Vergangenheit durch ihr Bekenntnis zu offe-
nen Märkten und freiem Handel ausgezeichnet haben. 
Autarkie und Resilienz sind neue Schlüsselbegriffe in der ge-
genwärtigen geoökonomischen Transformation.

Globalisierung, also Wandel durch Handel, aber auch die re-
gelbasierte Weltordnung haben sich schleichend verab-
schiedet. Der US-amerikanische Inflation Reduction Act ist 
ein klarer Bruch mit den WTO-Regeln, wenn er als Voraus-
setzung für die Inanspruchnahme staatlicher Förderpro-
gramme einen amerikanischen Mehrwert vorsieht. 

Wie muss sich die Europäische Union aus Sicht der Gewerk-
schaften neu positionieren, um als Standort für Industrie, 
Forschung und Technologieentwicklung zu bestehen und 
nicht verlängerte Werkbank anderer Wirtschaftsmächte zu 
werden? Sind grenzüberschreitende Ökosysteme und Pro-
jekte im gemeinsamen europäischen Interesse eine Mög-
lichkeit, den Wettbewerb der Subventionen zwischen den 
Mitgliedstaaten zu verhindern und die Schaffung eines eu-
ropäischen Industrieraumes zu ermöglichen? Ergibt sich da-
raus ein Ansatz zur Verwirklichung eines spezifisch europäi-
schen, klimaneutralen Produktionsmodells? Wo ist darin der 
Platz der Gewerkschaften und was können und wollen sie 
dazu beitragen? 

1
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2.1  DIE RISIKEN DER GLOBALISIERTEN WELT

Schon 2002 warnte der Ökonomienobelpreisträger Joseph 
Stiglitz vor den Gefahren der Globalisierung (Stiglitz 2002), 
doch erst die Wirtschaftskrise 2008/09 sollte die Euphorie 
des Zeitalters der »Hyperglobalisierung« anzweifeln (Rodrik 
2011). Bis dahin galt auf den Märkten das Prinzip des »Hö-
her – Schneller – Weiter« der Deregulierung und internatio-
nalen Interdependenz. Seitdem sind die globalen Risiken of-
fensichtlicher geworden. Als externe Faktoren sind jetzt der 
Klimawandel, Pandemien, Migrationsbewegungen, welt-
weite Handelskonflikte und die Energieversorgung zu be-
wältigen. Hinzu kommt der wirtschaftsstrukturelle Wandel 
durch Dekarbonisierung und Digitalisierung.

Inzwischen werden in Europa »Strategische Autonomie«, 
»Strategische Souveränität«, »Geopolitische Macht«, 
»De-Globalisierung« oder auch die »Zeitenwende« disku-
tiert. Noch vor drei Jahren waren das allenfalls Randthemen 
aus der Außen- und Sicherheitspolitik. Als Ursula von der 
Leyen 2019 als Kommissionspräsidentin antrat und von der 
Notwendigkeit einer »geopolitischen Europäischen Kom-
mission« sprach, hat dies mitunter Befremden ausgelöst. 
Heute wissen wir nur zu gut, was gemeint war. Im Rückblick 
erscheinen die letzten 15 Jahre als Aneinanderreihung von 
wirtschaftlichen Krisen. In deren Zentrum stand zumeist die 
klassische Dichotomie der Interessen der Sozialpartner bzw. 
der mit ihnen verbündeten parteipolitischen Akteure von ei-
nerseits jenen, die mehr Markt und Wettbewerb forderten, 
und andererseits jenen, die ebendiesen Markt und Wettbe-
werb besser reguliert sehen wollten. Nur äußerst selten gab 
es in der Finanz- und Wirtschaftskrise oder in der Eurokrise 
Bewegung außerhalb dieses tradierten Diskursfeldes, um zu 
reflektieren, ob der Gesamtpfad des integrationspolitischen 
Rahmens auf Dauer adäquat und nachhaltig ist.

Zuletzt sind mit der Migrationskrise, der Corona-Pandemie 
und dem Krieg in der Ukraine jedoch andere Herausforde-
rungen hinzugekommen. Jetzt, in der neuen, noch unüber-
sichtlichen Realität gilt es zu diskutieren, wie wir den weite-

1 Dr. Björn Hacker ist Professor für Allgemeine Volkswirtschaftslehre, 
Schwerpunkt Wirtschaftspolitik, an der Hochschule für Technik und 
Wirtschaft, Berlin.

ren Verlauf sich verändernder Wirtschafts-, Kooperations- 
und Machtpositionen mitgestalten können  – und welche 
Rolle der EU in der Phase der Post-Globalisierung zukommt. 

Das Neue daran für Europa: Krieg spielt sich auf dem eige-
nen Kontinent ab, die Migration findet nicht in andere Län-
der, sondern nach Europa statt. Erstmals seit der Ölkrise in 
den 1970er-Jahren gibt es außerdem eine von Russland ge-
steuerte massive Energiekrise, auf welche die Europäische 
Union im Vertrauen auf die Regelungsmacht der Märkte 
nicht vorbereitet war. Gasspeicher waren leer, Energielen-
kung musste erst neu gelernt werden. Verstärkt wird der 
Krisenmodus durch die spürbaren Auswirkungen des Klima-
wandels: Die Energieversorgung durch Atom- und Wasser-
kraft wird eingeschränkt durch Trockenheit und Hitze. Lie-
ferketten werden durch einen nie dagewesenen niedrigen 
Pegelstand der großen Flussverbindungen unterbrochen. 

Vor diesem Szenario bieten globale Handelsströme keine 
Lösung, sondern stellen im Gegenteil Politik und Wirtschaft 
vor die Herausforderung, die Produktion und Versorgung 
mit Rohstoffen und Waren auf neue Beine zu stellen. Denn 
das Hauptproblem der Globalisierung sind die Abhängig-
keiten, die daraus entstehen. Die Wirtschaft mag zwar glo-
balisiert sein, aber ihre Regulierung ist es nicht. So kann die 
Europäische Union zwar eine klimaneutrale Wirtschaft bis 
2050 planen und möglicherweise begleitend regulieren, 
doch Voraussetzung dafür ist die Einigkeit der Mitgliedstaa-
ten über den Weg dorthin, wobei allerdings schon die di-
vergierende Bewertung der Atomkraft als saubere Energie 
Zweifel aufkommen lässt. Zudem ändert eine Einigung über 
die Zielerreichung nichts an einer weiteren Herausforde-
rung: Die Europäische Union ist kein geschlossener Wirt-
schaftsraum. Sind die Auflagen für klimaneutrales Wirt-
schaften zu hoch und wird Energie zu teuer, so wandert die 
Industrie in energiepolitisch weniger »strenge« Wirtschafts-
räume ab. 

Als offener Wirtschaftsraum wird die Europäische Union in 
einer vom globalen Wettbewerb bestimmten Weltwirt-
schaftsordnung exponiertes Ziel von grenzüberschreitenden 
Risiken bleiben. Mit dem Weltmarkt haben wir eine Schleu-
se geöffnet, durch die zwar Wohlstand generiert wird, je-
doch verfügen wir bislang nicht in hinreichendem Maße 
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über transnationale politische Akteure, Institutionen und 
Prozesse, um Risiken abzumildern und akute Konflikte und 
Probleme zu lösen. Statt ihrer aktiven Gestaltung ging es in 
der Vergangenheit hauptsächlich um die Anpassung natio-
naler Wirtschafts- und Wohlfahrtsstrukturen an freie Märk-
te und liberalen Welthandel. Berechtigte Anliegen der 
EU-Bürger*innen wie höhere Löhne, bessere Arbeitsbedin-
gungen, eine geradlinige Bildungs- und Karriereplanung, er-
schwinglicher Wohnraum sowie eine umfassende soziale 
Absicherung im Krisenfall waren mit der Konkurrenzfähig-
keit in globalisierten Märkten nicht kompatibel. 

Dabei ist allen Mitgliedstaaten eines gemein: Die Sorge vor 
Arbeitsplatzverlust und beruflichem wie gesellschaftlichem 
Abstieg sowie das Gefühl der Ohnmacht gegenüber einer 
»gescheiterten Globalisierung«, in der die Anliegen der Bür-
ger:innen mit dem TINA-Prinzip (»There Is No Alternative«) 
abgetan werden.

2.2  DIE HAUSGEMACHTEN PROBLEME 
DER EU

Vor diesem geopolitischen Hintergrund hat die EU die An-
passung ihres wirtschaftlichen Integrationsmodells ver-
säumt. Europas erste Antwort auf die Herausbildung neuer 
internationaler ökonomischer Interdependenz nach dem En-
de des Kalten Krieges war die Stärkung der EU als Wirt-
schaftsmacht von Weltrang. Dabei ist jedoch nur unzurei-
chend auf die Entwicklung und Verteidigung originär euro-
päischer Spezifika Rücksicht genommen worden: Das 
Wachstums- und Wettbewerbsparadigma der Unterneh-
menskonkurrenz auf grenzüberschreitenden Märkten wur-
de weitgehend unkritisch für die europäischen Wohlfahrts-
staaten und ihre regionalen Gebietskörperschaften adap-
tiert. Doch weder folgt aus dem Binnenwettbewerb von In-
stitutionen, Systemen und Politiken automatisch ein Spill-
over der im Integrationsraum erprobten Best Practices, noch 
erwächst hieraus automatisch eine stärkere Position im Kon-
zert der internationalen Wettbewerber. 

Schon der ehemalige Kommissionspräsident Jacques Delors 
hatte erkannt: »Niemand verliebt sich in einen Binnen-
markt«. Sein Anliegen war die politische Rahmung des seit 
den 1990er-Jahren zunehmend entfachten Wettbewerbs 
innerhalb der EU. Doch spätestens mit der Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU) erreichte der Integrationsmodus 
der Marktschaffung Vorrang gegenüber der Marktgestal-
tung. Das Platzen der New-Economy-Blase Anfang der 
2000er-Jahre führte statt zur Reflexion über diesen Weg zu 
seiner Verstärkung. Die Globalisierungseuphorie, die Kon-
zentration auf Wirtschaftswachstum und »Jobs, Jobs, Jobs« 
(José Manuel Barroso, ehem. Kommissionspräsident) erklä-
ren auch, warum kaum jemand das Entstehen der gravie-
renden makroökonomischen Ungleichgewichte der 
2000er-Jahre zwischen den Eurostaaten sah oder sehen 
wollte. Die Architektur der WWU als Stabilitätsunion ohne 
ausgleichende fiskalische Instrumente trägt bereits die Kon-
zeption eines verschärften Wettbewerbssystems zwischen 
den Mitgliedstaaten in sich. In der Eurokrise kulminierten 
die systemischen Defizite der Währungsunion, doch das 

Wettbewerbs paradigma war bereits so gut verankert, dass 
das Krisenmanagement fälschlicherweise mit Austeritäts-
politik einen konjunkturellen Wirtschaftseinbruch bekämp-
fen wollte. Die so auf den Weg gebrachte künstliche Ver-
längerung der Krise führte ökonomisch zu einer verlorenen 
Dekade der EU und zur Vertiefung ihrer sozialen Disparitä-
ten. Der mangelnde Gestaltungswille verfestigte zudem ei-
ne doppelte soziale und räumliche Polarisierung in der EU, 
die sich einerseits in differenzierter Resilienz und sozioöko-
nomischen Spaltungen zwischen den Mitgliedstaaten zeigt, 
andererseits durch große Unterschiede innerhalb der Mit-
gliedstaaten in für den globalen Wettbewerb gerüsteten 
Zentren und Metropolen und auf Dauer abgehängten, in 
ihrer Entwicklung stagnierenden Peripherien auf dem Land, 
in kleineren Städten sowie in vom Sektorwandel stark be-
troffenen Industriegebieten (Hacker 2021).

Selbst jene Länder, die von der Globalisierung ökonomisch 
profitieren, sind von Angst vor ihren Konsequenzen ge-
prägt: Sorge vor Arbeitsplatzverlust und beruflichem wie 
gesellschaftlichem Abstieg beschränkt sich nicht nur auf die 
relativen Verliererländer in der EU. Auch auf der Ebene des 
Europäischen Gewerkschaftsbundes (EGB) ist deshalb in 
den letzten Jahren verstärkt die Idee der strategischen Auto-
nomie in den Fokus gerückt (ETUC 2022). Diese soll einen 
fairen, grünen und digitalen Wandel antreiben und gleich-
zeitig die Abhängigkeit Europas nach außen reduzieren. Da-
bei darf aber die soziale Dimension nicht in den Hintergrund 
geraten: Nachhaltige Jobs, Bildung, die Rolle der Sozialpart-
ner, Lieferketten, Maßnahmen gegen Sozialdumping, öf-
fentliche Infrastruktur und Investitionen – alle diese Aspekte 
müssen Eingang in die Konzeption der strategischen Auto-
nomie finden.

2.3  POTENZIALE DER EU FÜR DIE 
 BEWÄLTIGUNG DER ZEITENWENDE

Mit dem Gemeinsamen Markt und der Wirtschafts- und 
Währungsunion weist die EU eine ausgebaute Marktinte-
gration auf. Ihre institutionelle Ausgestaltung mit der Mi-
schung aus supranationalen und geteilten, aber koordinierten 
Zuständigkeiten unterscheidet die EU von anderen wirt-
schaftlichen Integrationsräumen in der Welt. Der Staatenver-
bund hat in den letzten 30 Jahren – insbesondere zur besse-
ren Funktionalität der großen Integrationsprojekte – zusätzli-
che Politikfelder in den gemeinsamen Gestaltungshorizont 
aufgenommen, u. a. in der Sozial- und Beschäftigungspolitik, 
der Energie- und Klimapolitik sowie in den Bereichen Justiz, 
Inneres und der Asylpolitik. Alles Bereiche, die nicht perfekt 
integriert sind, in denen jedoch ein Schwanken zwischen su-
pranationalen Erfordernissen und nationalen Souveränitäts-
ansprüchen beobachtet werden kann.

Doch wie nun auf die zahlreichen globalen Risiken und He-
rausforderungen reagieren? Der Soziologe Ulrich Beck sieht 
in ihnen auch eine Chance: »Weltprobleme schaffen trans-
nationale Gemeinsamkeiten. Wer die nationale Karte zieht, 
verliert. […] Interdependenz ist keine Geißel der Mensch-
heit, vielmehr, ganz im Gegenteil, die Voraussetzung ihres 
Überlebens. Kooperation ist nicht länger ein Mittel, son-
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dern das Ziel« (Beck 2007: S. 368). Das heißt also, jeder 
Schritt zurück von der Hyperglobalisierung darf nicht zum 
Ausspielen der nationalen Karte führen, wie sie bestimmte 
politische Gruppen im Portfolio führen. Ganz im Gegenteil: 
Die Herausforderungen verlangen, dass ein großer Schritt 
vorwärts in der EU-Integration gewagt wird. Strategische 
Autonomie heißt dabei mitnichten, dass die EU gänzlich aus 
der Weltwirtschaft aussteigt. Der Begriff ist auch irrefüh-
rend: Europa wird in vielen Bereichen nie gänzlich autonom 
sein können, und das wäre auch weder ökonomisch noch 
politisch ein anzuratendes Programm. Stattdessen geht es 
bei der strategischen Autonomie darum, dass die EU kei-
nem globalen Imperativ folgt, sondern sich die Fähigkeit er-
hält, selbst Entscheidungen zu treffen, diese eigenständig 
zu priorisieren und umzusetzen. Die EU muss mit einer 
Stimme sprechen und autonom ihre (Handels-)Partner-
schaften wählen können.

Zwei Dinge sind dabei zentral: Zum einen Vorsorge zu tref-
fen gegen Protektionismen, Handelsbeschränkungen, Pa-
tent- und Produktspionage sowie Datenklau, zur Sicherung 
der Netzversorgung und der (kritischen) Infrastruktur sowie 
zur Daseinsvorsorge; zum anderen die Herausforderungen 
im Staatenverbund gemeinsam anzugehen, etwa die des 
strukturellen Wandels der Wirtschaft in Richtung Dekarbo-
nisierung und Digitalisierung, aber auch zu seiner sozialen 
und beschäftigungspolitischen Aufstellung.

2.4  NEUE INDUSTRIE- UND  
WETT BEWERBSPOLITIK

In der Industriepolitik heißt strategische Autonomie, Abhän-
gigkeiten zu reduzieren, indem Schlüsseltechnologien erhal-
ten und Kapazitäten geschaffen werden, bestimmte Indus-
trien und Produkte aus dem Stand lokal hochzuziehen. Die 
Infrastruktur muss ausgebaut und die Spezifika des europä-
ischen Wirtschafts- und Sozialmodells müssen integriert 
und gefördert werden.

In der Wettbewerbspolitik bedeutet dies, gänzlich neu zu 
denken. Wettbewerb sollte in bestimmten Bereichen nicht 
mehr das oberste Ziel in der Binnensicht des Gemeinsamen 
Marktes, sondern in der Perspektive der europäischen 
Wettbewerbsfähigkeit gegenüber Dritten sein. Die EU be-
sitzt die Marktmacht, Veränderungen weltweit durch Stan-
dardsetzung voranzutreiben und so die Globalisierung mit-
zugestalten – der »Brussels Effect«, wie die Rechtswissen-
schaftlerin Anu Bradford (2020) es nennt. Beispiele sind der 
Klimaschutz, die Datenschutz-Grundverordnung und die 
europäischen Freihandelsabkommen. Zu wenig entwickelt 
sind aber die Konturen eines eigenen Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialmodells, das innere Dumpingprozesse 
begrenzt (Steuern, Löhne, Soziales), sozioökonomische 
Disparitäten verringert (zwischenstaatlich und interregio-
nal), neue Herausforderungen mit geteiltem Know-how an-
geht und eine höhere Krisenresilienz gegenüber externen 
Angriffen entwickelt. 

Strategische Autonomie für die EU kann also nur erfolgreich 
sein, wenn sie sich traut, aktiv Industriepolitik zu betreiben, 

und zugleich das Mantra des Binnenwettbewerbs abzumil-
dern. Die Europäische Kommission schlägt deshalb einen 
»Industrieplan zum Grünen Deal für das klimaneutrale Zeit-
alter« (European Commission 2023) vor, um eine Standort-
flucht in die USA zu vermeiden. Ziel ist die Förderung der in-
dustriepolitischen Wende in der EU im Sinne der CO2-Nach-
haltigkeit. Der Plan besteht aus vier Säulen: 

 – ein günstiges Regelungsumfeld für eine CO2-neutrale 
Industrie, 

 – schnellerer Zugang zu Finanzmitteln, 
 – die richtigen Kompetenzen für Arbeitskräfte und 
 – offener Handel für widerstandsfähige Lieferketten.

Für die Entwicklung der Netto-Null-Industrie sollen Geneh-
migungsverfahren beschleunigt werden, um die industrielle 
Herstellung von Schlüsseltechnologien in der EU zu unter-
stützen. Herstellungskapazitäten von Produkten, die für die 
Erreichung des Ziels der Klimaneutralität und der europäi-
schen Wettbewerbsfähigkeit von zentraler Bedeutung sind – 
wie Batterien, Windräder, Wärmepumpen, Solaranlagen, 
Elektrolyse sowie Technologien zur Kohlenstoffabscheidung 
und -speicherung  – sollen gestärkt werden. Bei richtiger 
Ausgestaltung von europäischen und nationalen Subventi-
onsprogrammen können die strukturpolitischen und sozia-
len Komponenten gestärkt werden. Dazu gehören Auflagen 
zur Standort- und Beschäftigungssicherung, zur Ausbildung 
von Jugendlichen und zur Mitbestimmung der Beschäftig-
ten im gesamten Projektprozess. Unternehmen mit unfairen 
Praktiken – insbesondere Steuervermeidung, Steuerhinter-
ziehung und aggressive Steuerplanung – oder Verstößen 
gegen arbeits- oder sozialrechtliche Bestimmungen sollten 
von Subventionen ausgeschlossen werden. 

Eine europäische Industriestrategie ist durch ordnungspoliti-
sche Maßnahmen zu ergänzen. Denn nur Staaten sind in der 
Lage, Infrastruktur, Daseinsvorsorge, Bildung und Ausbil-
dung, Grundlagenforschung und Entwicklung, Nachhaltig-
keit und Arbeitnehmer:innenschutz zu garantieren  – der 
Markt wird das nicht regeln. Hier gemeinsame, zumindest 
koordinierte Wege zu gehen, könnte die Zeitenwende zur 
Chance machen, neben dem europäischen Wirtschaftsmo-
dell auch die europäische Identität zu festigen.
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Kernaufgabe der Gewerkschaften ist nicht das Einmahnen 
von Nachbesserungen, sondern die aktive Formulierung für 
Strategien in den verschiedenen Politikfeldern. Auch und 
gerade mit Blick auf die aktuellen Krisen müssen sie mit 
noch größerer Kraft auf eine Transformation hin zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft und Gesellschaft drängen. Die-
ses Ziel ist klar. Die Unterstellung, die Gewerkschaften sei-
en nur Bremser im Transformationsprozess, stimmen nicht. 
Ganz im Gegenteil: Gewerkschaften stellen die relevante 
Frage, wie das Ziel praktisch erreicht werden kann, wie so-
zial gerechte, sozial nachhaltige und sozial verantwortliche 
Lösungsansätze aussehen, um die EU resilienter und den 
Standort wettbewerbsfähiger zu machen. 

Die EU steht in einem Wettbewerb gesellschaftlicher Syste-
me mit Autokratien und Gesellschaftsmodellen wie in Chi-
na. Aufgabenstellung ist daher, wie man in diesem Kontext 
die Transformation von vornherein effizienter gestalten, die 
geostrategische Souveränität Europas stärken und verant-
wortungsvolle Lieferketten aufbauen kann. Gerade die Lie-
ferketten vereinen alle Fragen: Klima, Menschenrechte, Ent-
wicklungszusammenarbeit etc. Die Gewerkschaften haben 
den Anspruch, alle Menschen mitzunehmen und für alle 
Perspektiven zu schaffen. Der Satz, »es gibt halt auch Ver-
lierer«, ist zynisch. Es gilt, technisch und auch sozial ehrgei-
zige Strategien für die Industrie, für den Dienstleistungssek-
tor und für Infrastruktur zu entwickeln.

Dabei müssen Beschäftigte in die Gesamtstrategie einge-
bunden werden. Die Gewerkschaften haben jahrhunderte-
lange Erfahrung bei der Gestaltung von Handel und Wirt-
schaft. Sie sind nicht nur eine »Lohnmaschine«, sondern die 
Stimme der ökonomischen Vernunft. Sie haben die ökono-
mische Kompetenz, weil die Beschäftigten »jede Schraube 
im Betrieb« kennen und wissen, wie technische Abläufe 
funktionieren. Sie sind die Expert*innen am Arbeitsplatz, 
die Informationen für die Formulierung ökonomischer Stra-
tegien geben können. Nur ein wettbewerbsfähiges Unter-
nehmen kann nachhaltig Arbeitsplätze halten bzw. schaf-
fen. Dieses Wissen zu bündeln, ist ein Alleinstellungsmerk-
mal der Gewerkschaften. 

Gewerkschaften sind keine NGOs, sie sind ein Scharnier 
zwischen Wirtschaft und Politik. Deshalb ist es inakzepta-
bel, dass Gewerkschaften in Krisen gerufen werden, um al-
les friedlich über die Bühne zu bringen, aber anschließend, 
wenn es um die zukünftige wirtschaftliche Ausrichtung 
geht, wieder hintanstehen sollen. Diese typische Sichtweise  
der Arbeitgeber*innen weisen Gewerkschaften kategorisch 
zurück. Für die Gewerkschaften ist mehr Mitbestimmung 
nicht nur ein Anspruch, sie ist Bedingung für das Gelingen 
einer nachhaltigen Transformation. Darum fordert der DGB 
beispielsweise auch eine Revision der Richtlinie für europäi-
sche Betriebsräte. Die Praxis deutscher Unternehmen, euro-
päische Gesetze zu nutzen, um das starke deutsche Mitbe-
stimmungsgesetz zu unterlaufen, nationale Regelungen 
auszuhebeln und sich der Mitbestimmung zu entziehen, 
muss unterbunden werden. 

Ein schlagkräftiges Beispiel für kreative Ideen deutscher Ge-
werkschaften war das Kurzarbeitergeld – auch wenn ande-
re Väter und Mütter es nun als Erfolgsmodell für sich bean-
spruchen. Es trug in Deutschland bereits in der Finanzkrise 
von 2008 wesentlich dazu bei, die Krisenwirkungen auf die 
Beschäftigten abzufedern. Mit dem SURE-Programm (Sup-
port to mitigate Unemployment Risks in an Emergency) 
wurde dieses Modell erstmals auf europäische Ebene geho-
ben und bedarf nun der Verstetigung. Gleichzeitig müssen 
die Gewerkschaften kreative Ideen und Konzepte für die zu-
künftige Gestaltung des Energiemarktes einbringen. Dieser 
ist dysfunktional und muss anders aufgestellt werden, um 
die Marktlogik zu relativieren. 

Weitere wichtige Themen für die Transformation zur Arbeit 
der Zukunft sind die Herausforderungen bei der Gestaltung 
von Plattformarbeit und anderen neuen Formen der Er-
werbstätigkeit. Darüber hinaus müssen die Vergabe öffent-
licher Aufträge und Förderinstrumente mit Konditionalitä-
ten verknüpft werden, wie der Tarifbindung, der Verpflich-
tung zur Reinvestition von Gewinnen vor Ort und Standort-
zusagen, damit Arbeit nachhaltig in Europa gehalten wird, 
u. a. bei der Förderung von erneuerbaren Energien. Es darf 
nicht sein, dass Unternehmen, die jahrelang von Subventio-
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nen profitiert haben, ihre Windkraftwerke schließen und 
dann mit den Gewinnen in China investieren, wie das gera-
de in Rostock geschehen ist.

Gewerkschaften müssen den Menschen noch klarer ma-
chen, wo ihre Kompetenz liegt. Themen gibt es genug: 
Mindestlohn, Tarifbindung und viele mehr. Das gilt nicht 
nur für den DGB und seine Mitglieder, sondern auch für die 
europäischen Gewerkschaften. Denn Europa braucht Ge-
werkschaften. Die Gewerkschaften müssen Europa attrak-
tiv machen, müssen über die europäische Verfasstheit re-
den, darüber, wie eine Verfassung Europas verhandelt wer-
den muss, die auch die Bürger*innen mitnimmt. Der falsche 
Weg wäre, eine Verfassungsreform durch eine Vertragseini-
gung zwischen Regierungschefs zu besiegeln. Europa 
braucht eine moderne Verfassung!
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Nach wie vor versuchen die EU-Mitgliedstaaten mit staatli-
chen Transfers die Auswirkungen der extrem hohen Ener-
giepreise einzudämmen. Allein im Zeitraum September 
2021 bis Mitte März 2023 haben die EU-Staaten in Summe 
646 Mrd. Euro in Maßnahmen investiert, um Verbrau-
cher*innen vor den gestiegenen Energiepreisen zu schützen 
(Sgaravatti et al. 2023; nur Bundesebene). Die massiven 
Übergewinne im Energiesektor wurden hingegen nur zu 
sehr kleinen Teilen durch Steuern bzw. Abgaben abge-
schöpft. Damit kommt es insgesamt zu einer starken Belas-
tung der nationalstaatlichen Budgets. Gleichzeitig sind die 
inflationsdämpfenden Effekte aufgrund der Ausgestaltung 
der staatlichen Transfers häufig gering.

Aktuelle Daten zeigen, dass der Anteil von erneuerbaren 
Energien am Energiemix in Europa stark im Steigen begrif-
fen ist (Jones 2023). Die Tatsache, dass erneuerbarer Strom 
viel günstiger produziert werden kann, wirkt sich aber kaum 
auf den Strompreis aus. So ist zu beobachten, dass der 
Strompreis schon 2021 und – noch stärker – 2022 mit dem 
Gaspreis massiv angestiegen ist, obwohl mehr als die Hälfte 
(58 %, Eurostat 2021) der EU-Stromerzeugung nicht aus fos-
siler Produktion (Gas und Kohle), sondern aus Atomkraft 
und erneuerbaren Energien stammt. Grund dafür ist das 
EU-Strommarktdesign. Dieses sieht vor, dass stets das teu-
erste noch benötigte Kraftwerk die Preise für alle Erzeu-
gungstechnologien bestimmt. Das ist sehr häufig ein Gas-
kraftwerk. Aufgrund der stark gestiegenen Gaspreise führt 
dieses sogenannte Merit-Order-System zu einem ebenfalls 
stark steigenden Strompreis. Obwohl sich die Produktions-
kosten für 58 Prozent der Stromproduktion nicht verändert 
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haben (Erneuerbare Energien und Atomkraft), stieg der 
Strompreis beinahe eins zu eins mit dem Gaspreis. Damit 
wurden und werden die Verwerfungen am oligopolistischen 
Gasmarkt auf den Strommarkt übertragen. Verstärkt wird 
dieser preistreibende Effekt durch spekulative Geschäfte auf 
den Gas- und Strommärkten. Es sind häufig marktfremde 
Akteure, wie Banken, und der Hochfrequenzhandel, welche 
die mangelnde Liquidität im Spot- und Future-Markt der 
Energiebörsen für spekulative Arbitragegeschäfte nutzen. 
Dies verstärkt die Unsicherheit, erhöht die Volatilität und 
treibt so die Preise weiter nach oben.

Obwohl sich die Erzeugungskosten für Strom aus Wasser- 
und Windkraft, Photovoltaik oder Atomkraft nicht verän-
dern, konnten die Anlagenbetreiber ihren Strom plötzlich zu 
einem um über + 670 Prozent höheren Preis verkaufen (EEX 
Spot-Börsenpreise für Deutschland 2022 gegenüber 2020). 
Die Folge ist ein dramatischer und anhaltender Anstieg der 
Inflation.

All dies zeigt, dass die derzeitige europäische Energiemarkt-
ordnung extrem verwundbar ist und die übergeordneten 
energiepolitischen Ziele nicht unterstützt, sondern sogar 
konterkariert. Es fehlt ein Schutzmantel gegen Spekulation 
und Marktmanipulation: So kann beobachtet werden, dass 
die russische Gazprom als mächtigste Akteurin am oligopo-
listisch organisierten Gasmarkt durch bewusste Angebots-
verengungen für die explodierenden Gaspreise verantwort-
lich ist (Milov 2022). 

Insbesondere in Zeiten, wo Energie vermehrt aus nicht fossi-
len Quellen generiert wird, ist die Folge der Koppelung, dass 
die Betreiber von erneuerbaren Energie- und Atomkraftan-
lagen enorme Zufallsgewinne (sogenannte »windfall pro-
fits« oder »Übergewinne«) generieren, da ihre Erlöse ihre 
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Kosten um ein Vielfaches übersteigen. Zahlreiche Mitglied-
staaten sowie die EU haben daher Maßnahmen zur Besteu-
erung dieser Zufallsgewinne gesetzt (Reuters 2022c). In den 
meisten Fällen ist die konkrete Ausgestaltung dieser Steuern 
jedoch nur bedingt wirksam und das entsprechende Abga-
benaufkommen in Relation zu den tatsächlichen Zufallsge-
winnen äußerst gering.

Die zur Abschöpfung der Übergewinne ergriffenen Maß-
nahmen konnten die zu beobachtende gigantische Umver-
teilung von den Verbraucher*innen hin zu den Energieer-
zeugern also weder deutlich reduzieren noch verhindern. 
Dementsprechend reicht auch das Abgabenaufkommen 
nicht annähernd aus, um die Subventionen an private Haus-
halte und Unternehmen, mit denen versucht wird, den 
Schaden überhöhter Energiepreise für Wirtschaft und Ge-
sellschaft einzudämmen, zu finanzieren.

Nur eine tiefgreifende Reform des Strommarktdesigns kann 
zu nachhaltig wettbewerbsfähigen Strompreisen führen. 
Denn nur durch eine Entkopplung des Strompreises vom 
Gaspreis kann die Umverteilung gebremst und eine Stabili-
sierung der Preise erreicht werden. Letzteres ist auch not-
wendig, um Investitionssicherheit in erneuerbare Energien 
zu schaffen.

Für ein solches Vorgehen gibt es bereits ein funktionieren-
des Beispiel, das sogenannte iberische Modell. In Portugal 
und Spanien wird der Gaspreis für Gaskraftwerke gedeckelt, 
d. h. sowohl die Inputpreise (Gas) als auch die Outputpreise 
(Strom) von Gaskraftwerken sind reguliert. Damit ist es ge-
lungen, den Strompreis für alle Erzeugungstechnologien auf 
einem deutlich niedrigeren Niveau zu stabilisieren. Gleich-
zeitig werden die Übergewinne bei Betreibern von Anlagen  
erneuerbarer Energie oder von Atomkraftwerken reduziert. 
Die Preisstabilisierung erfolgt dabei auf einem Niveau, das 
weiterhin ausreichend Anreize für den Ausbau der erneuer-
baren Energie sicherstellt. 

Gerade für die Energiewende ist leistbarer Strom ein ent-
scheidender Faktor: Der Einsatz von Wärmepumpen, der 
Umstieg auf E-Mobilität oder beispielsweise Elektrohoch-
öfen in der Stahlindustrie, die Herstellung von grünem Was-
serstoff, aber auch die Leistbarkeit des Schienenverkehrs 
hängen davon, ob ausreichend leistbarer erneuerbarer 
Strom zur Verfügung steht. Das »iberische Modell« zeigt, 
dass es auch kurzfristig die Möglichkeit gibt, den europäi-
schen Energiemarkt zu reformieren, wenn der politische 
Wille da ist. Studien zeigen zudem, dass eine EU-weite Um-
setzung des iberischen Modells deutlich effizienter wäre als 
eine rein regionale Umsetzung und nicht – wie häufig argu-
mentiert – zu einem signifikant höheren Gasverbrauch füh-
ren würde (Austrian Energy Agency 2022).

Mittel- und langfristig ist das iberische Modell aber nur die 
zweitbeste Lösung. Notwendig ist eine grundlegende Über-
arbeitung des Preismechanismus im Strommarktdesign. Da-
für kommen mehre Optionen infrage. So kann eine Ent-
kopplung des Strompreises vom Gaspreis etwa durch eine 
Teilung des Strommarktes in rohstoffabhängige und roh-
stoffunabhängige Anlagen gelingen. Das bedeutet unter-

schiedliche Preise für rohstoffabhängige und rohstoffunab-
hängige Anlagen. Der Marktpreis für Verbraucher*innen 
setzt sich aus dem gewichteten Durschnitt zusammen. Al-
ternativ ist eine Reform des sogenannten Euphemia-Mecha-
nismus, also jenem Algorithmus, welcher die Preisbildung 
technisch umsetzt, denkbar. Künftig könnte vorgesehen 
werden, dass nicht mehr das teuerste Kraftwerk den Preis 
festlegt, sondern eine günstigere Technologie oder der ge-
wichtete Durchschnittspreis als preissetzend festgelegt wird. 
Benötigte teure Kraftwerke könnten nachträglich durch die 
Abschöpfung der Übererlöse bei günstigeren Kraftwerken 
vergütet werden.

Die aktuell etwas geringeren Gaspreise dürfen nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass wir auch in naher Zukunft mit Gas-
preisen konfrontiert sein werden, die ein Vielfaches dessen 
betragen, was wir in den vergangenen Jahren beobachten 
konnten. In fernerer Zukunft werden an die Stelle fossiler 
Gaskraftwerke nicht fossile, mit Wasserstoff und/oder Bio-
methan betriebene Kraftwerke treten. Das Preisproblem löst 
sich damit aber nicht, denn Wasserstoff und Biomethan sind 
teurer als Erdgas. Sollte also weiterhin die teuerste Techno-
logie den Preis setzen, wird Strom ein Luxusgut (bleiben).

Es gibt unterschiedliche Wege, den Preisfindungsmechanis-
mus für Strom zu verbessern. Klar ist aber: Stark schwanken-
de oder anhaltend hohe Energiepreise führen auf lange 
Sicht zu Standortnachteilen und sozialen Problemen, so-
wohl für einzelne Mitgliedstaaten als auch für die EU in ihrer 
Gesamtheit. Es gilt daher, die Stromversorgung als Teil der 
Daseinsvorsorge zu begreifen und Versorgungssicherheit, 
Nachhaltigkeit im Sinn der Dekarbonisierung sowie Leistbar-
keit als übergeordnete Ziele zu verankern. Ein funktionieren-
des Strommarktdesign muss sicherstellen, dass die Strom-
preise künftig die tatsächlichen Herstellungskosten wider-
spiegeln und sich nicht mehr nach den teuersten Stromer-
zeugungstechnologien orientieren.
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Die Menschen müssen in den Mittelpunkt der Wirtschafts-
politik gestellt werden: Wichtig sind Weiterbildung, Gestal-
tung der Arbeitsplätze und die Rolle der Gewerkschaften. 
Europäische Gewerkschaften mischen sich daher auch in 
die Wettbewerbspolitik ein. Und da hat es in letzter Zeit 
kleine Erfolge gegeben. Nach langjährigen Bemühungen 
hat sich die europäische Wettbewerbsbehörde offen ge-
zeigt, Zugang zu Tarifverhandlungen für Soloselbstständige 
zu ermöglichen sowie Regelungen zur Sozialpolitik in die 
Gestaltung der Wettbewerbspolitik einfließen zu lassen. 
Schrittweise geht es auch um die Gestaltung von Arbeits-
bedingungen. 

Strategische Autonomie, also selbstbestimmtes politisches 
Handeln, umfasst auch die Arbeitsorganisation. Seit  der 
Corona-Pandemie ist klar, dass Sicherheit im Gesundheits-
wesen und zuverlässige Lieferketten ein wichtiger Bestand-
teil strategischer Autonomie sind. Dasselbe gilt für die Ver-
sorgungssicherheit bei Lebensmitteln und in der Landwirt-
schaft. Gewerkschaften fordern daher ein, dass ein breites, 
holistisches Verständnis für strategische Autonomie entwi-
ckelt wird. Dieser Ansatz muss auch in das europäische Lie-
ferkettengesetz sowie in die Vergaberichtlinien für öffent-
liche Aufträge einfließen. Energie und andere Dienstleis-
tungen der öffentlichen Daseinsvorsorge sind kein Gut wie 
jedes andere. Bei ihnen geht das öffentliche Interesse vor. 
Strategische Autonomie ist aber nicht nur Wirtschafts-, 
Wettbewerbs-, Energie- und Handelspolitik, sondern viel 
mehr: Sie ist wichtig für die Verankerung und Sicherung 
der demokratischen Säule der Europäischen Union.

Aus globaler Perspektive bedeutet das, dass die Periode, in  
der Handel dem Markt überlassen wurde, vorbei ist. Die Kri-
sen verdeutlichten, dass dieser Ansatz naiv war. Aus ge-
werkschaftlicher Sicht muss es das Ziel sein, Sozialklauseln 
als verbindliche Elemente in Handelsabkommen zu veran-
kern. Europa muss seinen globalen Einfluss dafür nutzen, ei-
ne arbeitnehmer*innen-zentrierte Handelspolitik zu etablie-
ren. Denn am Ende stellt sich die Frage: Was bringt Handel, 
wenn er sich allein zulasten der Arbeitnehmer*innen aus-
wirkt? Voraussetzung dafür ist ein Perspektivenwechsel: Ge-
werkschaften sind keine »Handelshemmnisse« für den Bin-
nenmarkt, sondern wichtiger Kompass für die Fairness inter-

nationalen Handels. So werden Gewerkschaften in Latein-
amerika beispielsweise gebeten, an Entscheidungen über 
Fusionen teilzuhaben – nicht so in der Europäische Union. 
Weitere Ansatzpunkte sind die Beschaffungsregeln, die 
dem Grundsatz der Reziprozität bei der Marktöffnung zu 
folgen haben. Auch für die Normung muss es klare Regeln 
geben: Wenn die europäischen Grundsätze und Werte nicht 
in internationale Normung einfließen, dann muss das Instru-
ment der Einfuhrkontrolle herangezogen werden, beispiels-
weise für Produkte, die auf Zwangsarbeit basieren. Hier 
kommen auch die Lieferketten ins Spiel: Wenn wir sie so or-
ganisieren können, dass sie fair aufgebaut sind, wenn es kla-
re Regeln für Mitbestimmung gibt, dann ist das eine gute 
Grundlage für nachhaltigen Wettbewerb.

Gewerkschaften müssen auch deshalb für faire Grundlagen 
bei Wettbewerb und Handel sorgen, damit unfairer Wettbe-
werb zwischen den Ländern der EU vermieden wird. Die Ge-
schichte hat uns gelehrt, dass aus unfairem Wettbewerb 
Kriege entstehen können. Dabei geht es nicht nur um Wett-
bewerb, sondern auch um Investitionen in Technologien 
und in Menschen, die sich mit den Technologien auskennen. 
Dafür braucht es vernünftige Arbeitsbedingungen und Löh-
ne. Ein »Silo-Ansatz« wäre deshalb völlig verfehlt. Vielmehr 
muss die Wettbewerbspolitik EU-Projekte im gemeinsamen 
europäischen Interesse definieren, damit wir innerhalb der 
EU gemeinsam zukunftsweisende EU-Technologien entwi-
ckeln. Wenn das nicht gelingt, werden wir Wettbewerbsfä-
higkeit verlieren. 

5

STRATEGISCHE AUTONOMIE UND 
GREEN DEAL – EINE NEUE HANDELSPOLITIK
EIN GREEN DEAL OHNE EINEN SOCIAL DEAL, OHNE SOZIALEN FORTSCHRITT, WIRD NICHT 
 GELINGEN. DAS GILT SOWOHL FÜR DIE INDUSTRIEPOLITIK ALS AUCH FÜR DIE STRATEGISCHE 
AUTONOMIE EUROPAS. 

Susanne Wixforth
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ITALIEN

Nach dem Wahlsieg der post-faschistischen Partei Fratelli 
d’Italia (FdI) und der Regierungsbildung unter der Minister-
präsidentin Giorgia Meloni war die Lage für die Gewerk-
schaften unklar, denn diese sind grundsätzlich proeuropä-
isch eingestellt. Die Befürchtung, dass der Nationalismus der 
FdI den sozialen Zusammenhalt in Europa gefährden könnte, 
hat sich aber nicht gänzlich bewahrheitet, da sich die Regie-
rung trotz ihrer nationalistischen Rhetorik auf europäischer 
Ebene bisher überraschend kooperativ gezeigt hat (The Eco-
nomist 2023). Allerdings zeichnet sie sich durch ihre arbeit-
nehmer*innen-feindliche Einstellung aus: Jüngste Vorstöße 
der Regierung im Bereich des Arbeitsrechts werden von der 
Gewerkschaft scharf kritisiert, da sie die Prekarisierung ver-
stärken, statt sie zu bekämpfen (Cinelli / Consiglio 2023).

Auch in Italien sind Industriepolitik und europäische Ener-
giepolitik untrennbar miteinander verbunden: Italien ist 
beim Energiemix immer noch stark von Gas abhängig (IEA 
2021). Eine nationale Besonderheit ist, dass Italien weniger 
stark von russischem Gas abhängig ist, da es auch viel Gas 
aus Ländern Nordafrikas importiert (IEA 2022). Dennoch hat 
die Energiekrise die energieintensive Industrie in Italien in 
Bedrängnis gebracht: Immer mehr Unternehmen, gerade in 
Sektoren wie Chemie, Stahl, Glas, Beton, Papier und Holz, 
gaben an, die Produktion sei unter diesen Bedingungen für 
sie nicht mehr rentabel und fuhren deshalb die Produktion 
herunter (Reuters 2022d). Die italienischen Gewerkschaften 
fordern daher gemeinsame Gaseinkäufe auf EU-Ebene, ei-
nen Gaspreisdeckel, eine Entkoppelung von Strom und Gas 
und den Schutz des Gasmarktes vor Spekulation, um die 
Energieversorgung der Bevölkerung zu angemessenen Prei-
sen sicherzustellen.

Die italienische Automobilbranche befindet sich ebenfalls in 
einem essenziellen Wandel und versucht, von der Produkti-
on von Motoren, Ventilen, Zylindern etc. auf Komponenten 

3 Die Perspektiven aus den Mitgliedstaaten sind den Diskussionen und 
Beiträgen des Workshops »Neue Industrie- und Wettbewerbspoli-
tik in Europa« entnommen, der am 12. Oktober 2022 in der Fried-
rich-Ebert-Stiftung in Berlin stattfand.

für die Elektromobilität umzustellen. Dabei sind zehntausen-
de Arbeitsplätze in Gefahr, wenn die Umstellung nicht von 
staatlichen Eingriffen begleitet wird (Reuters 2022b). Diese 
im Sinne der Energiewende notwendigen Transformations-
prozesse müssen daher Gegenstand von Verhandlungen der 
Gewerkschaften mit der Regierung und auf europäischer 
Ebene werden, nicht nur in der Krise, sondern bei der proak-
tiven Gestaltung einer neuen Politik zur Erreichung einer 
CO2-neutralen Wirtschaft.

NIEDERLANDE

Aus Sicht des niederländischen Gewerkschaftsdachverban-
des FNV ist es gefährlich, die EU als fehlgeschlagenes Expe-
riment (»failed experiment«) darzustellen. Das ist Wasser auf 
die Mühlen autokratischer Regierungschefs und populisti-
scher Parteien. Gerade die Gewerkschaften müssen das 
deutlich machen: Ohne die Europäische Union als starker, 
werteorientierter Wirtschaftsblock ihrer Mitgliedstaaten 
werden wir die Herausforderungen nicht bewältigen. Das 
Potenzial der EU ist groß, aber weil ihre Mitgliedstaaten un-
tereinander in Wettbewerb stehen, konterkarieren wir uns 
selbst. Es ist daher eine zentrale Aufgabe der europäischen 
Gewerkschaften, ihren Mitgliedern das klarzumachen und 
als starke Stimme in der Transformation der Wirtschaft auf-
zutreten sowie diese mitzugestalten. 

Die Niederlande stehen vor einigen industriepolitischen 
Herausforderungen: Zum einen ist das Land der Sitz des 
Unternehmens ASML, des weltweit größten Anbieters von 
Lithografiesystemen für die Halbleiterindustrie. Diese kom-
plexen Maschinen spielen eine wichtige Rolle bei der Her-
stellung von integrierten Schaltkreisen bzw. Mikrochips. 
Aus Sicht der strategischen Autonomie Europas im Halblei-
tersektor spielen die Niederlande daher eine zentrale Rolle 
in der europäischen Industriepolitik. Mit einer Marktkapita-
lisierung von rund 260 Milliarden Euro ist ASML der wert-
vollste Tech-Konzern Europas. Nun fordert die US-Regie-
rung die Niederlande auf, das Unternehmen aus Sicher-
heitsgründen mit Exportbeschränkungen zu belegen (Reu-
ters 2023). Zum anderen kämpft auch die niederländische 
Industrie mit gestiegenen Energiepreisen. Für 2023 wird 

6

PERSPEKTIVEN AUS DEN 
 MITGLIEDSSTAATEN
DIE NATIONALEN DISKURSE EINT INSBESONDERE DAS GEMEINSAME PROBLEM, SICH MIT UN-
KOOPERATIVEN REGIERUNGEN KONFRONTIERT ZU SEHEN. SIE ILLUSTRIEREN ABER AUCH DIE 
BEDEUTUNG EINER NEUORDNUNG DES EUROPÄISCHEN ENERGIEMARKTES UND DIE INDUSTRIE-
POLITISCHEN HERAUSFORDERUNGEN, DIE DARAUS ENTSTEHEN.3 
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 eine weiter steigende Stromnachfrage prognostiziert. Nie-
derländische Energieanbieter appellieren schon an große 
Unternehmen und den Staat, in ihrer Stromnutzung flexi-
bler zu werden, um einen Kollaps der Infrastruktur zu ver-
meiden (Latief 2023).

Solange wir so abhängig von russischem Gas sind, kann Eu-
ropa nicht ernsthaft von Energieautonomie reden. Energie 
ist zu einer Waffe geworden. Was kann man dagegen tun: 
Energiepreise deckeln, nationale Alleingänge nach eigenem 
Ermessen machen? Bei solchen Lösungen zahlen letztend-
lich die Steuerzahler*innen und die Beschäftigten die Zeche, 
während allzu oft die staatlichen Subventionen in die Ta-
schen der Unternehmenseigner*innen fließen. Es braucht 
europäische Lösungen in Form der gemeinsamen Festle-
gung von Gaspreisen und des gemeinsamen Gaseinkaufs. 
Nicht zuletzt ist die EU selbst aus einer Energiekrise entstan-
den: Die Montan-Union von 1951 war eine Reaktion auf die 
damalige Krise der Kohle- und Stahlindustrie.

In jedem Fall sind aber Subventionen ohne soziale und men-
schenrechtliche Bedingungen eine verfehlte Wirtschafspoli-
tik. Vielmehr müssen wir weg von Profitmaximierung hin zu 
einer nachhaltigen, auf erneuerbare Energien setzenden 
Wirtschaftsweise. Der Schwerpunkt darf nicht bei Out-
sourcing liegen, sondern bei Reinvestitionen. Als positives 
Beispiel können gewerkschaftliche Ansätze im Rahmen der 
Schließung von zwei der fünf Kohlekraftwerke in den Nie-
derlanden zum Zweck der Reduktion der CO2-Emissionen 
dienen. Früher hätten die Gewerkschaften einfach einen So-
zialplan erstellt. Jetzt haben sie viel Geld in die Hand ge-
nommen, um die Beschäftigten zu beraten, wie der Über-
gang in andere Beschäftigung aussehen könnte. Die Devise 
lautet: »Nothing about us without us!«

TSCHECHIEN

Die Inflationsrate in Tschechien ist, wie auch in anderen 
Ländern Europas, mit 17,5 Prozent (Stand: Januar 2023) 
nach wie vor hoch verglichen mit nur 2,2 Prozent zwei Jah-
re davor (Czech Statistical Office 2023). Die seit Dezember 
2021 amtierende Regierung unter Petr Fiala ist neoliberal 
orientiert und zeigt sich dem sozialen Dialog gegenüber 
wenig aufgeschlossen. Gewerkschaftliche Bemühungen, 
produktive Vorschläge für die Eindämmung der Inflation 
voranzutreiben, wie Sondertarife für Energie oder ein Ener-
giepreisdeckel, sind daher bei der Regierung lange Zeit auf 
vollkommen taube Ohren gestoßen. Bis Dezember 2021 
gab es nur eine Lösung für kleine und mittlere Betriebe und 
private Haushalte, nicht aber für große Unternehmen. Ende 
2021 wurde ein Strom- und Gaspreisdeckel auch für große 
Unternehmen verabschiedet. Das ist aus Sicht der nationa-
len Gewerkschaften eine wichtige Maßnahme, denn die 
hohen Energiepreise bedrohen auch Arbeitsplätze: Es be-
steht die Gefahr, dass große Unternehmen ihre Produktion 
in Länder verlagern, wo die Energiepreise günstiger sind. 
Mit dem Preisdeckel erhofft man sich, das Abwandern, ins-
besondere in das stärker subventionierende Deutschland, 
zu vermeiden. Finanziert wird die Maßnahme unter ande-
rem aus einer Übergewinnsteuer (Reuters 2022a).

Klar ist jedenfalls: Die Kosten für den europäischen Green 
Deal wird die Tschechische Republik allein nicht finanzieren 
können. Dazu braucht es europäische Programme und ge-
meinsame Projekte im europäischen Interesse. 
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